
lMSTAG, l. NOVEMBER 2014 Inland 
7 

mmission befürwortet 
uverhandlungen mit EU 

prachenstreit noch ni eh t vom Tis 
tl\l Die Staatspolitische Kommission 
: Nationalrats starkt d em Bundesrat 
die Neuverhandlung der Personen­
izügigkeit mit der EU den Rücken. 

Wenn es nach den IErziehungsdirektoren geht, sollen in der Primarschule weiterhin zwei Fremdsprachen unterrichtet 
werden. Doch der Entscheid fiel gestern nicht einstimmig- für.Zündstoff ist damit auch künftig gesorgt. 

hat den Entwurf für das Verhand­
tgsmandat gutgeheissen, wie die 
~lamentsdienste gestern mitteilten .. 
l Kommission halt Verhandlungen 
:h der Annahme der Zuwanderungs­
:iative für unabdingbar. Sie unter­
tzt auch die offene Formulierung 
: Mandats und die drei skizzierten 
1ssrichtungen - selbstãndige Steue­
lg der Einwanderung, Aufrecht­
taltung der bilateralen Vertrage so­
' ein unternehmensfreundliches 
atrollsystem im Arbeitsmarkt. 

~cher: Bundesrat treibt 
immbürger zu Ecopop-ja 
~IPJ Bereits fünf Kantonalsektionen . 
· SVP haben sich entgegen der Pa­
e der Mutterpartei für die Ecopop­
tiative ausgesprochen. SVP-Vizepra­
ent Christoph Blocher macht den 
ndesrat dafür verantwortlich. fudem 
Regierung nie eindeutig darlege, 

3S sie die Zuwanderungs-Initiative 
cS zu eins umsetzen wolle, treibe sie 
mmbürger ins Ja-Lager. Das sagte 
)Cher in einemlnterview mit.«Tages­
. zeiger» und «Bund» von gestern. 
ur mit einem deutlichen Statement 
:d der Bundesrat die Abstimmung 
Ninnen.» Auf den Vorwurf, die SVP 
nge sich im Abstimmungskampf zu 
nig ein, sagte Blocher: «Eigentlich 
tten wir als Sieger des 9. Februar im 
~rparteilichen Komitee die Führung 
;;rnehmen sollen - das wáre am 
.ubwürdigsten gewesen.» Doch das 
ni eh t móglich, weil die anderen Par­
~n die Zuwanderungs-Initiative «mit 
m Mitteln» hintertreiben wollten. 

leidmte1·te Einbürgerung 
r dritte Generation gefordert 
tuYJ Personen der dritten Auslander­
leration sollen sich in der Schweiz 
:hter einbürgern Iassen kónnen. Die 
.atspolitische Kommission des Na-
1alrates hat einen Entwurf zur An­
·ung der Bundesverfassung und des 
rgerrechtsgesetzes verabschiedet. 
te automatische Einbürgerung bei 
mrt in der Schweiz ist nicht vorge­
ten: Auch Personen d er dritten Aus­
dergeneration sollen das Schweizer 
:gerrecht nur auf Antrag erhalten. 
nmen National- und Stãnderat der 
:ierung zu, wird das Volk: das letzte 
rt haben, da die Bundesverfassung 
ndert werden müsste. 

VON VAJNJESSA IBII.IH 

SílC~~~~I'ri'I~I!IIIE:SIEIM Die Konferenz der kan­
tonalen Erziehungsdirektoren (EDK) 
will an ihrer bisherigen Sprachenstra­
tegie festhalten. Das bestatigte gestern 
Christoph Eymann, Prãsident der EDK, 
nach einer Aussprache, an der auch 
der zustãndige Bundesrat Alain Berset 
teilgenommen hatte. Damit setzte die 
EDK ein Zeichen dafür, dass an Schwei­
zer Primarschulen weiterhin zwei 
Fremdsprachen gelehrt werden sollen 
- eine ab der dritten und eine ab der 
fünften Klasse (Modell3/5). Eine davon 
soll zudem Englisch sein, die andere 
eine zweite Landessprache. 

Drei. Kantone wollen lllli!Sscberen 
Die Aussprache unter den Erzie­

hungsdirektoren war nótig geworden, 
weil in den letzten Monaten verschie­
dene Kantone Anstalten gemacht hat­
ten, aus diesem aus dem Jahr 2004 
stan1menden Kompromiss auszusche­
ren. In Schaffhausen etwa überwies 
der Kantonsrat bereits im Februar ein 
Postulat von Heinz Rether (GLP, Thayn­
gen), welches fordert, dass kUnftig nur 
noch eine Fremdsprache auf der Pri­
marstufe unterrichtet wird. Der Kan­
tan Thurgau wiederum hat das Früh­
franzósisch gestrichen, und in Nidwal­
den steht 2015 die Abstimmung über 
eine Volk:sinitiative mit dem gleichen 
Zielan. 

Trotz dieser Bestrebungen betonte 
Eymann jedoch, dass bisher in keinem 
der drei Kantone ein Entscheid tat­
sãchlich umgesetzt worden sei. Auch 
gebe es zwar mit Appenzell funer­
rhoden, Aargau und Uri drei Stãnde, 
die derzeit noch ein anderes Sprachen­
modell anwendeten. Das liege jedoch 
daran, das s man bei ·d er Einführung 
des 3/5-Modells atlf Fristen verzichtet 
und den Kantonen einen gewissen 
zeitlichen Freiraum gewãhrt habe. «Es 
gibt innerhalb der EDK lceinen <Spra­
chenstreit>», sagte Eymann weiter. 
«D er bisherige Kompromiss ist immer 
noch sehr breit abgestützt. Und es ist 
derzeit auch kein anderes Modell in 
Sicht, das eine ãhnlich grosse Unter­
stützung genies~en würde wie das 
Modell3/5.» 

Indes- der Entscheid, die bisherige 
Strategie zu bestãtigen, fiel gestern 
nicht einstimmig aus. Bei einer Enthal­
tung sowie einer Abwesenheit stimm­
ten 22 Kantonsvertreter dafür und zwei 

gibt CVP einen Korb ~ 
eine Bundeshausfraktion 
i1
1l Die Union von CVP und BDP ist 
1 Tisch. Nachdem die BDP-Basis in 
~r Vernehmlassung offenbar wenig 
;eisterung gezeigt hatte, entschie-
1 sich Parteileitung und Bundes­
tsfraktion gestern gegen eine Alli­
.. Das teilte die BDP mit. Die Idee 
~r Union war in einer gemeinsamen 
leitsgruppe der beiden Parteien en t" 
1den. Bereits 2011 führten sie Ge­
ii.che, die SP hatte eine Allianz da­
!s zur Bedingung für die Wieder-
11 von Bundesratin Eveline Widmer­
llllllpf gemacht. 
Dass die Zusammenarbeit trotz 
tischer Nãhe nicht in eine Fusion 
11den würde, war schon bald klar. 
lem etablierten .die beiden Parteien 
l er laufenden Legislatur eine enge 

Allianz nicht mehr genügend als eigen­
stãndige Partei profilieren kõnne. 

Widmer-Schlilllmpf kei.n Thema 
Die Wiederwahlchancen von Bun­

desrãtin Eveline Widmer-Schlumpfwa­
ren kein Thema. Solché Hintergedan­
ken in die Befragung einfiiessen zu las­
sen, wáre nicht seriõs gewesen, ist der 
Berner Nationalrat und BDP-Vizeprasi­
dent Lorenz Hess überzeugt. Entschei­
dend seien die Wahlen 2015. Allerdings 
ist unbestreitbar, dass die Wah,lchan­
cen der BDP-Bundesrãtin schon al).ein 
aus arithmetische:ó. Gründen grõsser 
sind, wenn sie auch die CVP vertritt. 
Di e CVP. wiederum dürfte sich Hoffnun­
gen machen auf eine Doppelvertretung 
im Bundesrat, wenn sie mit der Bl)P 

«Es gibt keinen Sprachenstreit», betonte Christoph Eymann,Prasident der EDK, gestern vor den Medien. Ein einstimmiges · . 
Resultat bezOglich der Sprachenstrategie der Kantone konnte er aber dennoch nicht prasentieren. Bild Key 

dagegen. Wer wie abstimmte, liess die 
EDKoffen. 

«Ni. eh t mit dem Fell!er spielen» 
Das lasst vermuten, dass das 

Thema noch nicht vom Tisch ist - und 
dass es auch die nationale Politik in na­
her Zukunft noch beschaftigen wird. 
Alain Berset betonte gestern denn auch 
erneut, dass der Bund eingreifen 
werde, sollte ein Kanton den Unter­
richt einer zweiten Landessprache auf 
Primarstufe wirklich abschaffen. «Es 
wáre gut, wenn die Kantone hier nicht 
mit dem Feuer spielten», sagte Berset 
und verwies dabei auf die Bundesver­
fassung, in der eine Harmonisierung 
der Schule und damit auch des Sprach­
unterrichts festgeschrieben ist. 

Tatsachlich tatig werden ki:innte 
der Bundesrat allerdings erst 2015, 
wenn die EDK Bilanz über die bishe­
rige Harmonisierung gezogen hat. So 
lange wollen einige Mitglieder der na­
tionalen Parlamente aber nicht warten. 
Konkret berãt etwa die Bildungskom­
mission des Nationalrates (WBK) be­
reits am l. Dezember über eine KQm­
missionsillitiative zur Ànderung des 
Sprachengesetzes. <<Wir konzentriEiren 

uns bewusst auf die Landessprache>>, 
sagt dazu Nationalrãtin und WBK-Mit­
glied Kathy Riklin (CVP/ZH), die einen 
entsprechenden Vorschlag formuliert 
hat «Wenn die Kantone also weiterhin 
am Frühenglisch festhielten, dann 
ginge das entsprechend nur, wenn sie 
gleichzeitig auch die zweite Landes-

sprache verankerten.» O d er anders ge­
sagt: Würde der Vorstoss Riklins, der 
auch von Jean-François Steiert (SP/FR) 
analog eingereicht wurde, durchkom- · 
men, kõnnte zwar eine Fremdsprache 
auf die Oberstufe verschoben werden­
es müsste dann aber zwingend Eng­
lisch sein. 

Christian Amsler «Fóderalismus heisst nicht, 
dass jeder machen kan n, was er wiU» 

l 
, st!HIAW:IFr,·ITAII]SíiEN D er für die Bildung zu-
standig~ Schaffhauser Regierungsrat 
Christian Amsler begrüsste den Ent­
scheid d er EDK «ausdrücklich», wie 
er gestern gegenüber den SN sagte. 
«Fõderalismus heisst nicht, dass jeder 
auf seinem Gebiet machen kann, was 
er will. Dazu gehóren gerade auch die 
Fremdsprachen in der Schule», sagte 
Amsler. Wie Alain Berset verwies 
auch er auf die Bundesverfassung: Die 
Harmonisierung der Bildungsinhalte 
sei ein Anliegen des Volk:es, was mit 
cter klaren Zustimmung (86 %) zum 
Bildungsartikel eindrücklich manifesc 
tiert worden sei. 

Amsler weilte in Basel, um mit der 
Deutschschweizer Erziehungsdirekto­
ren-Konferenz (D-EDK), die er prãsi­
diert, den revidierten Lehrplan 21 zu 
verabschieden. Vorgestellt wird dieser 
am 7. NovemberinZürich. (vbu) 

Cllunstia1111 
Ams[rer 
Regierungsrat 
(FDP) und 
Prasident 
derD-EDK 

/' 

IS-Verdãchtige: Verhaftung estãtigt 
Um IErmmttlungen nicht zu gefãhrden, hat die Bundesanwaltschaft die Fille erst jetzt bestatigt. 

[ijJE!R~/S(~,I!I.IFIF~IUI51E!NI Die Bundesanwalt­
schaft hat am Freitag bestãtigt, Ende 
Márz drei irakische Staatsangehórige 
verhaftet zu haben. Zu diesen drei Fãl­
len gehórt auch Osama M., der in einer 
Wohnung in Beringen verhaftet wurde 
(die SN berichteten). Die drei Mãnner 
stehen im Verdacht, die kriminelle Or­
ganisation Islarilischer Staat QS) unter­
stützt un d an Anschlagsplãnen des IS in 
Europa beteiligt gewesen zu sein. 
Nachrichte,ndienstliche Informationen 
hatten die seit Márz 2014laufende Straf­
unt~rs1lchung ausgelóst, schrieb die 
Bundesanwaltschaft. (BA) am Freitag: 
Über .das Verfahren hatten vor einigen 
Wochen verschiedene Medien berich­
tet. Von der BA hatte es vor Freitag nie 
eine Bestãtigung gegeben. 

«drei mutmasslichen·Unterstützer» der 
kriminellen Orgltnisation IS im Früh­
jahr in der Nordostschweiz verhaftet. 
Sie sitzen seit Ende Márz in Untersu­
chungshaft. Weitere Angaben zu den 
drei Personen machte Balmer nicht. 
Angaben in Medienberichten zu den 
Verdãchtigen kommentierte sie nicht. 

Als Verdaçhtsmomente nennt die 
BA in ihrer Mitteilung ne ben d er Unter­
stützung des IS die Gefãhrdung durch 
Sprengstoffe und giftige Gase in verbre, 
cherischer Absicht, strafbare Vorberei­
tungshandlungen, Pornografie und Fór­
derung der rechtswidrigen Ein- · und 
Ausreise sowie•des rechtswidrigen Auf­
enthalts. «<S-Anschlagsplãne in Europa 
vereitelt», überschrieb die BA ihre Mit­
teilung vomFreitag. Genauere Angaben 

ders eng» arbeitet die BA laut der Spre­
cherin mit den US-aínerikanischen Jus­
tizbehórden zusan1men. 

Es wurde eine gemeiJ:J,same Ermitt­
lungsgruppe mit Angehbrigen der Bun­
deskriminalpolizei (BKP) und des FBI 
eingesetzt. Grundlage ist das seit 2006 
geltende «Operative Working Arrange­
ment» (OWA) .der Schweiz und d er USA. 
Dieses sieht die Bildung gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen bei der Bekãmp­
fung von Terrorismus vor. D er Fali d er 
drei Iraker ist laut Balmer der erste, bei 
dem die Móglichkeit genutzt wird, eine 
solche Ermittlungsgnippe einzusetzen. 
Kritik aus dem Parlamerit, wonach das 
OWA Aktivitãten d er US-Geheimdienste 
in der Schweiz ermógliche, witis der 
Bundesrat erst im Februar in der Ant-
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